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Entwurf eines Gesetzes über Bausparkassen 
(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Private und öffentliche Bausparkassen sollen entsprechend 
einem Auftrag des Bundestages vom 16. März 1961 einem ein- 
heitlichen Recht und einer einheitlichen Fachaufsicht unterstellt 
werden. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung schlägt deshalb jetzt, gestützt auf Arti- 
kel 74 Nr. 11 GG, eine einheitliche Regelung für die Betätigung 
sowie ein einheitliches Aufsichtsrecht für die privaten und 
öffentlichen Bausparkassen vor. Wegen des bankmäßigen 
Charakters der Bauspargeschäfte sollen jetzt für alle Bauspar- 
kassen die Vorschriften des Kreditwesengesetzes gelten. 

Zum Schutze der Bausparer sollen darüber hinaus zusätzliche 
Regelungen vorgesehen werden, wonach 

a) Bausparkassen nur als rechtlich selbständige Spezialinstitute 
betrieben werden können, 

b) der Geschäftsbereich grundsätzlich auf die Annahme von 
Bauspareinlagen und die Gewährung von Bauspardarlehen 
auf Grund von Bausparverträgen beschränkt bleibt, 

c) die sonst den Bausparkassen erlaubten Geschäfte gesetzlich 
definiert werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Der Bundesrat sieht in den Vorschriften des Gesetzentwurfes 
einen Eingriff in das Organisationsrecht der Länder. Er wünscht 
daher die öffentlich-rechtlichen Bausparkassen von Vorsdiriften 
des Gesetzes freizustellen. Insbesondere empfiehlt er 

1. den Ländern das Recht zu geben, den öffentlich-rechtlichen 
Bausparkassen besondere Aufgaben für den Wohnungsbau 
oder sonstige öffentliche Aufgaben in eigener Zuständigkeit 
zu übertragen, 

2, es den Ländern zu überlassen, zu bestimmen, in welcher 
Rechtsform öffentlich-rechtliche Bausparkassen betrieben 
werden. 


D. Kosten 

Die Sach- und Personalkosten werden mit 185 000 DM jährlich 
angegeben, die dem Bund zu 90 Vo von den Kreditinstituten 
erstattet werden. 
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Schriftlicher Bericht 
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über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über Bausparkassen 

— Drucksache VI/ 1900 — 


A. Bericht des Abgeordneten Junker *) 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 1900 — mit der 

Maßgabe, daß 

a) in § 3 Abs. 1 die Worte „zuletzt geändert durch 
das Gesetz über die Rechnungslegung von be- 
stimmten Unternehmen und Konzernen vom 
15. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1189)“ er- 
setzt werden durch die Worte „zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über das Kreditwesen vom 23. Dezember 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 2139)", 

b) in § 4 Abs. 5 anstelle des Begriffs „Bauspardar- 
lehen“ das Wort „Bausparsumme" verwendet 
wird; 

c) in § 5 Abs. 3 Nr. 1 die Worte „während der Lauf- 
zeit des Bausparvertrages“ zu streichen sind; 


d) in § 5 Abs. 3 Nr. 3 nach dem Wort „Höhe der“ 
die Worte „Kosten und“ einzufügen sind; 

e) § 8 Abs. 1 Nr. 3 folgende Neufassung erhält: 

„3. sonstige Belange der Bausparer nicht ausrei- 
chend wahren, indem sie zum Beispiel unan- 
gemessen hohe Gebühren oder ungerecht- 
fertigte Kündigungsmöglichkeiten der Bau- 
spardarlehen durch die Bausparkasse vor- 
sehen.“ ; 

f) in § 12 Abs. 3 das Wort „jederzeit" gestrichen 
wird; 

g) in § 18 Abs. 5 die Zahl „1973" durch die Zahl 
„1974" ersetzt wird; 

h) in § 22 die Zahl „1972" durch die Zahl „1973“ er- 
setzt wird, 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzuneh- 
men. 


Bonn, den 19. Juni 1972 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Stein (Honrath) Junker 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 


*) folgt als zu Drucksache Yl/3567 
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